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schwer. Der Kaufmann hat in der heutigen Zeit, in der 
es sich um die Zuteilung nur geringer Mengen handelt, 
eine erhöhte Sorgfaltspflicht zu beachten, namentlich 
wegen richtiger Gewichtsfeststellung.

F a c h l i c h e  E i g n u n g
Das Erfordernis der fachlichen Eignung (fachliche 

Vorbildung, Kenntnisse und Erfahrungen) muß unter den 
gegenwärtigen Verhältnissen besonders beachtet werden. 
Neben der allgemeinen fachlichen Eignung für den Be­
trieb eines derartigen Gewerbes muß die spezielle 
Eignung für die Führung gerade des vorliegenden Ge­
werbebetriebes (z. B. Gaststätte, Großgaststätte) vorhan­
den sein. Bei Handwerksbetrieben ist die Meisterprüfung 
erforderlich.

- Bei bereits bestehenden Gewerbebetrieben kann 
einem Angehörigen für die Zeit der Behinderung des In­
habers der Gewerbeerlaubnis eine befristete Gewerbe- 
erlaubnis (Vertretererlaubnis) erteilt werden, wenn die 

. allgemeinen Voraussetzungen der Gewerbeerlaubnis 
auch bei dem Angehörigen vorliegen. .

F i n a n z i e l l e  Z u v e r l ä s s i g k e i t
Wegen der zum Gewerbebetrieb erforderlichen Mittel 

(Kapital- und Kreditverhältnisse) können bei der gegen­
wärtigen Wirtschafts- und Kreditlage nicht zu scharfe 
Anforderungen gestellt werden. Vollständig mittellosen 
Antragstellern ist die Gewerbeerlaubnis nicht zu erteilen.

P o l l t ' i s e h e  Z u v e r l ä s s i g k e i t
Gemäß Teil III, Kapitel A, Punkt 6 der Beschlüsse der 

Potsdamer Konferenz sind „alle Mitglieder der nazisti­
schen Partei, welche mehr als nominell an ihrer Tätig­
keit teilgenommen haben, und alle anderen Personen, die 
den alliierten Zielen feindlich gegenüberstehen, aus den 
öffentlichen oder halböffentlichen Ämtern und von den 
verantwortlichen Posten in wichtigen Privatunternehmen 
zu entfernen". Dieser Rechtssatz gilt nach seinem Sinn 
auch für Gewerbetreibende hinsichtlich der Gewerbe- 

_ erlaubnis.
Eine lediglich „nominelle Teilnahme an der Tätig­

keit der NSDAP" liegt* nur dann vor, wenn nicht mehr 
als eine zahlende Mitgliedschaft zur NSDAP bestand. 
Jedes darüber hinausgehende wesentliche Verhalten 
eines Parteigenossen oder einer sonstigen Person, das 
der Förderung oder Durchsetzung des Nationalsozialis­
mus diente oder unter Ausnutzung nationalsozialistischer 
Gesetze oder der Tätigkeit der NSDAP besondere per­
sönliche Vorteile irgendeiner Art erstrebte, ist eine 
„mehr als nominelle (aktive) Teilnahme an der Tätig­
keit der NSDAP“ oder sonstiger aktiver Faschismus und 
begründet politische Unzuverlässigkeit. Hierzu ist die 
Innehabung oder Ausübung eines Amtes in der NSDAP 
nicht erforderlich.

Zu den Personen, die „den alliierten Zielen feindlich 
gegenüberstehen", zählen alle Personen, die ihre feind­
selige Haltung jetzt oder in der letzten Zeit bekundet 
haben. Darunter fallen alle Parteigenossen, die nicht 
den Beweis erbringen, daß sie trotz ihrer Parteizugehörig­
keit durch ihre Handlungsweise bezeugt haben, daß ihre 
Gesinnung nicht nazistisch ist. Die Beweislast liegt also 
bei den Parteigenossen. Zu dem vorerwähnten Per­
sonenkreis gehören auch Nichtparteigenossen, die ihre 
feindselige Haltung jetzt oder in der letzten Zeit zum 
Ausdruck gebracht haben.

In der Frage der politischen Zuverlässigkeit ist jeder 
Einzelfall unter Würdigung aller Umstände besonders zu 
prüfen.

Gelegentliche Lieferungen von aktiven Angehörigen 
der NSDAP oder sonstigen aktiven Faschisten an jü­
dische Mitbürger oder Antifaschisten begründen keine 
Ausnahme von der politischen Beurteilung. Derartige 
Lieferungen können aus verschiedenen Motiven erfolgt 
sein und lassen keinen sicheren Schluß auf die politi­
sche Einstellung des Betreffenden zu.

Die Vermögensbeschlagnahmeverordnung des Magi­
strats der Stadt Berlin vom 2. Juli 1945 umfaßt nach 
ihrem speziellen Zweck nur einen besonders aktiven 
Teil von Angehörigen der NSDAP bzw. Faschisten. Die 
Versagung oder Entziehung der Gewerbeerlaubnis stellt 
keine Vermögensbeschlagnahme dar. Die Frage der 
politischen Zuverlässigkeit richtet sich bei der Erteilung, 
Versagung oder Entziehung der Gewerbeerlaubnis sonach - 
nicht nach den besonderen Voraussetzungen der Ver­
mögensbeschlagnahmeverordnung, vielmehr lediglich nach 
der Regelung von Teil ПІ, Kapitel A, Punkt 6 der Be­
schlüsse der Potsdamer Konferenz.

1 ;  E i n z e l b e t r i e b e
Bei diesen Betrieben obliegt die Prüfung der politi­

schen Zuverlässigkeit der Betriebsinhaber und der An­
gestellten auf verantwortlichen Posten in wichtigen Pri­
vatunternehmungen den Bezirksverwaltungen des Magi­
strats der Stadt Berlin, soweit nicht einzelne Fälle aus 
besonderen Gründen von dem Magistrat der Stadt Berlin, 
Abt. für Handel und Handwerk, behandelt werden.

Bei der Prüfung der Frage der politischen Zuverlässig­
keit bei Einzelbetrieben ist zu unterscheiden, ob ein 
Bedürfnis für die Errichtung bzw. Fortführung des Einzel­
betriebes vorliegt oder nicht.

a) Bei mangelndem Bedürfnis ist bei diesen Betrieben 
gemäß der Anordnung des Magistrats der Stadt 
Berlin vom 7, Mai 1945 ohne Rücksicht auf die 
Frage der politischen Zuverlässigkeit allgemein 
(also auch für Angehörige der NSDAP) die Ertei­
lung der Gewerbeerlaubnis zu versagen bzw. die

• Gewerbeerlaubnis zu entziehen. Sind mehrere 
Betriebe vorhanden, bei denen die Frage des 

- Bedürfnisses einheitlich zu prüfen ist, so sind 
bei sonst gleichen Voraussetzungen in erster Linie 
Betriebe von Angehörigen der NSDAP zu schließen. 
Ist das Bedürfnis für die Errichtung oder Fort­
führung des Betriebes nicht gegeben, so kommt es 
nicht darauf an, ob ein Angehöriger der NSDAP 
mehr als nominell an der Tätigkeit dieser Partei 
teilgenommen hat. *

b) Wird die Bedürfnisfrage bejaht, so ist gemäß der 
Anordnung des Magistrats der Stadt Berlin vom
22. Mai 1945 Ziffer 4 in Geschäfte, deren Inhaber 
aktive Mitglieder der NSDAP, der SA oder der SS 
waren, ein vorläufiger Treuhänder einzusetzen. 
„Aktive Mitglieder" sind alle Angehörigen der 
NSDAP, welche mehr als nominell an ihrer Tätig­
keit teilgenommen haben (vgl. oben).

■, 2. H a n d e l s g e s e l l s c h a f t e n
(Unternehmen in der Rechtsform der offenen 
Handelsgesellschaften, 
Kommanditgesellschaften, 
Aktiengesellschaften,
Gesellschaften mit beschränkter Haftung).
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